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Beschluss: In Altona wird der „Bauturbo“ künftig hinter 
verschlossenen Türen beraten - die betroffene Öffentlichkeit 
bleibt in der Regel außen vor

Am Donnerstag, dem 12.03.2026, entschieden die Fraktionen der 
Bezirksversammlung Altona darüber, dass Anträge nach § 246e 
Baugesetzbuch, dem sogenannten Bauturbo, ab sofort regelhaft unter 
Ausschluss der Öffentlichkeit verhandelt werden.
Eingereichte „Bauturbo“-Anträge, so entschied der Hauptausschuss, 
landen zur Befassung im Bauausschuss; es hätte auch der 
Stadtentwicklungsausschuss sein können. Der Bauturbo macht 
Beteiligung schwieriger. Denn sie ist allein von den politischen 
Mehrheiten im Ausschuss abhängig. Wir fordern eine regelhafte 
Beteiligung mindestens bei größeren Bauprojekten. 

Die Fraktion Die LINKE stellte daraufhin den Antrag „Der 
Bauausschuss tagt in einem öffentlichen Sitzungsteil oder veranlasst 
die Beteiligung der betroffenen Öffentlichkeit zu Anträgen nach § 246e 
anderweitig“ – zum Beispiel über Online-Formate, öffentliche 
Plandiskussionen, im Rahmen einer öffentlichen Sitzung des 
Stadtentwicklungsausschusses o.ä.

Dieser Antrag wurde von allen Fraktionen, mit Ausnahme der Volt-
Fraktion, abgelehnt. Und dies, obwohl die „Handreichung der Behörde 
für Stadtentwicklung und Wohnen zur Anwendung des Wohnungsbau-
Turbos nach § 246e BauGB“ (Drucksache 22-1965) die Beteiligung 
der betroffenen Öffentlichkeit ausdrücklich empfiehlt (siehe dort S. 18).

Dazu Julia Koppke, Co-Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE in Altona: 
„Es ist schon bemerkenswert, wie offen und ungeniert die Grünen, 
SPD, CDU, und FDP die empfohlene Beteiligung der betroffenen 
Öffentlichkeit bei ,Bauturbo’-Anträgen schlichtweg ablehnen. 
Transparenz und öffentliche Beteiligung rangieren offenbar ganz weit 
unten bei den Mehrheitsfraktionen hier in Altona. Wir erwarten, dass 
sie von sich aus schnell diese Fehlentscheidung in der Praxis 
korrigieren, die ausdrückliche Empfehlung der Behörde zum Umgang 
mit ,Bauturbo’-Anträgen ernst nehmen und dort die betroffene 
Öffentlichkeit beteiligen.“PR
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